
liehe Zuständigkeit des Kreisgerichts 
Meiningen für Streitfälle führte 
zwangsläufig zu einem erhöhten: Ar­
beitsanfall. Ein weiterer Grund für 
das Ansteigen 'der Mahnverfahren 

4\liegt darin, daß die Zahlungspflicht 
für das Wassergeld dem Grund­
stückseigentümer, -pächter, -Verwal­
ter oder -besitzer obliegt und sich 
dann’ Schwierigkeiten für den Be­
trieb ergeben können, wenn in der 
Person des Zahlungspflichtigen (z. B. 
durch Veräußerung oder Erbfall) ein 
Wechsel, eintritt. Da der Betrieb da­
von nicht immer sofort Kenntnis be­
kommt, werden die Rechnungen 
auch weiterhin dem Zahlungspflich­
tigen Eigentümer, Pächter usw. aus­
gestellt. In der Regel stellt dieser 
erst dann die rechtlichen Verhält­
nisse klar, wenn es zum Mahnver­
fahren kommt.
Beide Betriebe hoben in diesem Zu- 
zammenhang aber auch hervor, daß 
die Zahl der Mahnverfahren im 
Jahre 1969 im Verhältnis zu den 
insgesamt Zahlungspflichtigen doch 
nur sehr gering ist. Im übrigen wird 
das Mahnverfahren von ihnen erst 
als letzte Maßnahme beantragt, und 
zwar bei solchen Bürgern, bei denen 
die Einstellung zu ihren Zahlungs­
verpflichtungen nachlässiger gewor­
den ist.
Im Ergebnis der Beratung des Kreis­
gerichts mit Vertretern der beiden 
Betriebe wurden folgende Verein­
barungen getroffen:
Die Vertreter der Betriebe verpflich­
teten sich, in stärkerem Maße als bis­
her alle Möglichkeiten zur Erzie­
hung der Bürger zur freiwilligen 
Einhaltung ihrer Zahlungsverpflich­
tungen auszuschöpfen, bevor* sie ein 
Mahnverfahren beantragen. Im Ge­
such auf Erlaß eines Zahlungsbefehls 
soll nicht nur der Grund des An­
spruchs . exakt angegeben, sondern 
auch dargelegt werden, daß die erste 
und die zweite Mahnung erfolglos 
waren oder welche Maßnahmen ge­
genüber dem Schuldner unternom­
men wurden.
Das Kreisgericht empfahl beiden Be­
trieben, die Mahnkarten besser aus­
zugestalten, damit sie für jeden 
Bürger übersichtlich und verständ­
lich sind. So trägt z. B. die Mahn- 
kärte des VEB Wasserversorgung 
und Abwasserbehandlung den Ver­
meide „Zahlungseingänge ab . . . sind 
noch nicht berücksichtigt“. Daraus 
ergibt sich, daß Zahlungen erfolgt 
sein können und dennoch ein Mahn­
verfahren eingeleitet wird, weil auf 
Grund des betrieblichen Abrech­
nungssystems eine bestimmte Zeit 
bis zur Feststellung des Zahlungsein­
gangs vergeht. Um dies zu vermei­
den, wurde vorgeschlagen, eine kurze 
Zwischenfrist zu gewähren.
Ferner empfahl das Kreisgericht den 
Betrieben, bei besonders hartnäcki­
gen Schuldnern die Kaderleitung 
ihrer Arbeitsstelle oder das Arbeits­
kollektiv zu informieren, damit diese 
Kräfte durch Aussprachen und ähn­
liche ’Maßnahmen erzieherisch auf 
die Schuldner einwirken können.

Das Kreisgericht verpflichtete den 
Sekretär, der ihm obliegenden gesetz­
lichen Pflicht zur sorgfältigen Prü­
fung der Voraussetzungen für den 
Erlaß des Zahlungsbefehls erhöhte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden. Es 
vereinbarte mit den Betrieben, daß 
der Sekretär in notwendigen Aüs- 
nahmefällen im Mahnverfahren von 
den Betrieben auch die entsprechen­
den schriftlichen Unterlagen zur 
Prüfung anfordern kann.
Eine wesentliche Schlußfolgerung aus 
der Beratung mit den beiden Be­
trieben sah das Kreisgericht schließ­
lich, darin, den Fragen der freiwilli­
gen Einhaltung von Zahlungsver­
pflichtungen in der Öffentlichkeits­
arbeit mehr Aufmerksamkeit zu 
widmen. So ist vorgesehen, in der 
Bezirkspresse, in Betriebszeitungen 
sowie in Aussprachen mit Bürgern 
erzieherisch zu wirken, damit die 
freiwillige Einhaltung der Verpflich­
tungen immer mehr zur allgemein 
geübten Gewohnheit der Bürger 
wird.
Das Kreisgericht wird die Entwick­
lung der Mahnverfahren auch wei­
terhin verfolgen und diese nach Ab­
lauf einer bestimmten Zeit erneut 
einschätzen.
Das Präsidium des Beziricsgerichts 
Suhl beurteilte die Initiative und 
Arbeitsmethode des Kreisgerichts als 
positiv und 'gab Hinweise zur wei­
teren Arbeit auf diesem Gebiet:
Da die geringe Zahl der Wider­
sprüche gegen die Zahlungsbefehle 
davon zeugt, daß die Abnehmer von 
Energie und Wasser grundsätzlich 
zur Erfüllung, ihrer Verpflichtungen 
bereit sind, wurde den Betrieben 
empfohlen, besonders auf die Ver­
besserung . der Arbeitsweise der. neu 
eingesetzten Kassierer Einfluß zu 
nehmen. Die bereits geübte Methode 
bei der Bargeldkassierung, einige 
Tage vorher im Hausgrundstück der 
Abnehmer den Termin der Kassie­
rung anzukündigen, sollte durch­
gängig praktiziert werden. Dadurch 
können sich die Abnehmer entspre­
chend einrichten und die notwendi­

gen Mittel zur Verfügung halten. 
Auch durch eine Kassierung zur ge- , 
eigneten Zeit — wobei zu berück­
sichtigen ist,. daß zahlreiche Bürger 
berufstätig sind — kann erreicht 
werden, daß die Abnehmer ange­
troffen werden. Zweckmäßig kann, 
weiter sein, daß die Abnehmer wis­
sen, wo der Kassierer zu erreichen 
ist.
Notwendig ist es jedoch insbeson­
dere, die Bürger darauf zu orien­
tieren, daß sie vom bargeldlosen 
oder halbbargeldlosen Zahlungsver­
kehr Gebrauch machen. Auch die 
Vereinbarung von Ratenzahlungen 
kann in Einzelfällen zur Vermei­
dung von Mahnverfahren führen.
Diese Maßnahmen machen es keines­
wegs überflüssig, daß auf manche 
Schuldner mit Nachdruck erziehe­
risch eingewirkt werden muß. Es 
geht nicht an, daß sie den Kassie­
rern bei der Einziehung der Forde­
rungen unnötige Schwierigkeiten be­
reiten, Diesen Schuldnern muß klär­
gemacht werden, daß die Inan­
spruchnahme von Leistungen für siee 
die Verpflichtung mit sich bringt, 
ihre Mittel zur Bezahlung dieser 
Leistungen entsprechend zu planen.
Eine Methode zur Erhöhung der 
Wirksamkeit des einzelnen Mahnver­
fahrens wird auch darin gesehen, 
daß in geeigneten Fällen mehrere ’ 
hartnäckige Schuldner zu einer Aus­
sprache bei Gericht eingeladen und 
ggf. unter Einbeziehung gesell­
schaftlicher Kräfte zur Erfüllung 
ihrer Verbindlichkeiten angehalten 
werden. Dabei können u. U. auch 
noch andere Probleme offenbar wer­
den, die für die Leitungstätigkeit des 
Gerichts, von Bedeutung sind. - •
Die vom Kreisgericht demonstrierte 
Arbeitsmethode zeigt m. E., wie auch 
auf dem Gebiet des Zivilrechts die » 
Wirksamkeit der gerichtlichen Tä­
tigkeit erhöht werden kann. Diese 
Methode sollte deshalb verallgemei­
nert werden.

ERWIN LINDER, Inspekteur
am Bezirksgericht Suhl

Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
bei Ansprüchen, die auf die Staatliche Versicherung 
übergegangen sind
Mit dem Gesetz über die Versiche­
rung der volkseigenen Wirtschaft 
vom 15. November 1968 (GBl. I S. 355) 
und der VO vom 25. April 1968 über 
die Versicherung der sozialistischen 
Betriebe der Landwirtschaft, Nah­
rungsgüterwirtschaft und Forstwirt­
schaft sowie über die Tierseuchen^ 
und Schlachttierversicherung der 
Tierhalter (GBl. II S. 307) sind die 
Versicherungsverhältnisse zwischen 
volkseigenen Betrieben bzw. LPGs 
und der Staatlichen Versicherung neu 
geregelt worden. Auch der Übergang 
bzw. die Geltendmachung von Scha­
denersatzansprüchen, die den Be­
trieben oder einer LPG gegen einen 
Betriebsangehörigen bzw. ein Mit­
glied oder einen Dritten zustehen,

haben eine neue rechtliche Regelung 
erfahren.
Hat die Staatliche Versicherung den 
Schaden ersetzt, dann geht der Scha­
denersatzanspruch des Betriebes bzw. 
der LPG gegen den Schädiger gemäß 
§10 Abs. 1 des Gesetzes oder §10 
Abs. 1 der VO auf die Staatliche 
Versicherung über4. Besteht der 
Schadenersatzanspruch gegenüber 
Mitarbeitern bzw. Mitgliedern nach 
arbeitsrechtlichen bzw. LPG-recht- 
lichen Vorschriften, so ergibt - sich 
aus § 10 Abs. 2 des Gesetzes bzw.

Eine Ausnahme bilden insoweit nur An­
sprüche aus der Unfallversicherung, denn 
für diese gilt § 10 des Gesetzes bzw. der 
VO nicht (vgl. § 10 Abs. 3 des Gesetzes, 
§ 10 Abs. 3 der VO).
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